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Lohnfortzahlung
Heil wirbt für neue
Regelung
Berlin. Bundessozialminister Heil
(SPD) will sich für eine An-
schlussregelung an die auslaufen-
de Lohnfortzahlung bei geschlos-
senen Kitas und Schulen einset-
zen. „Ich bin der festen Überzeu-
gung, dass wir einen neuen
Anlauf findenmüssen, um für den
Übergang eine neue Regelung zu
finden“, sagte er im Bundesrat.
Über das Themawürden Gewerk-
schafts- und Arbeitgebervertre-
ter am kommenden Montag mit
Bundeskanzlerin Angela Merkel
(CDU) sprechen. dpa

Lateinamerika
Regierungengehen
gegen Bürger vor
London. Viele Regierungen La-
teinamerikas nutzen die Coro-
na-Beschränkungen laut Amnes-
ty International für Repressalien
gegen die Bevölkerung. Etwa 60
Vorfälle seien in den letzten sie-
ben Wochen überprüft worden.
Teilweise würden Menschen in-
haftiert, wenn sie sich nicht an
Auflagen hielten. In Puerto Rico,
Mexiko und der Dominikanischen
Republik seien deswegen Men-
schen festgenommen worden. In
Venezuela und Paraguay würden
sie öffentlich gedemütigt. epd

Washington. Seit sich die Corona-
Pandemie in den USAweiter aus-
gebreitet und mittlerweile mehr
als 82 000 Todesopfer gefordert
hat, sind sie ebenso häufig zu
sehen wie die langen Autoschlan-
gen vor tausenden von Tafeln, die
an bedürftige Familien Lebens-
mittel verteilen: Schwer bewaff-
nete Demonstranten, die auf
offener Straße, in Lebensmittel-
geschäften und selbst Parla-
mentsgebäuden gegen die Aus-
gangsbeschränkungen demons-
trieren und eine rasche Öffnung
der Wirtschaft fordern.

Teilweise handelt es sich um
Menschen, die schlichtweg frus-
triert sind. Genutzt wird die Ver-
zweiflung über den Lockdown
aber auch von privaten Milizen,
die häufig rechtsradikalen Grup-
pen angehören, an Verschwö-
rungstheorien über angebliche
Komplotte gegen Präsident Do-
nald Trump glauben und die
Autorität der Staatsgewalt unter-
graben wollen.

Begonnen hatte der Trend
Ende April, als die Organisation
„Michigan United for Liberty“
Bürger zur Teilnahme an der
„American Patriot Rally“ aufrief.
Vor dem Kapitolsgebäude in der
Hauptstadt Lansing protestierten
Tausende gegen die von Gouver-
neurin Gretchen Whitmer ange-
ordnete Ausgangssperre. Igno-
riert wird dabei, dass schon da-
mals in Michigan fast 3000 Men-
schen am Virus gestorben waren
und die Zahl der Todesopfer mitt-
lerweile bei über 4500 liegt.

Mit von der Partie sind immer
die Milizen, die mit Pistolen und
Sturmgewehren ausgestattet sind.
Unter ihnen ist Jason S. von der
„Michigan Liberty Militia“.
Davon, dass Bilder von bewaffne-
ten Demonstranten Menschen
Angst einflößen und dies kein
Weg sei, die Öffnung der Wirt-
schaft übers Knie zu brechen, will
Jason nichts wissen. „Wir haben
das Recht, zu arbeiten und Geld
zu verdienen“, rechtfertigt sich
der junge Mann. „Wenn die Poli-
tiker uns dieses Recht absprechen
wollen, dann erlaubt uns die Ver-
fassung, eineWaffe zu tragen und
uns dagegen aufzulehnen.“

Die bewaffneten Demos in Mi-
chigan, dessen Wirtschaft wegen
der hohen Abhängigkeit von den
Autoherstellern General Motors,
Ford und Chrysler besonders
stark leidet, haben während der
vergangenenWochen auch in an-
deren Bundesstaaten Schule ge-
macht – größtenteils in denen, die
2016 Trump gewählt hatten. Der
Präsident fordert nämlich unge-
achtet der gesundheitlichen Kon-
sequenzen via Twitter zur „Be-
freiung“ jener Staaten auf, die in
seiner Wahrnehmung zu lange
mit der Öffnung der Wirtschaft
warten.

Daraufhin zogen in Texas,
Pennsylvania, Wisconsin und an-
deren Staaten Mitglieder priva-
ter Milizgruppen auf die Straßen
und vor Regierungsgebäude. In
Raleigh, North Carolina, machten
Mitglieder der Gruppe „Blue

Igloo“ Furore. Sie liefen vergan-
gene Woche mit Sturmgewehren
und Panzerfäusten bewaffnet
durch die Universitätsstadt und
betraten dann einen Sandwich
Shop, wo verängstigte Gäste Fo-
tos von den schwer bewaffneten
Männern machten.

Die Bilder breiteten sich im In-
ternet wie ein Lauffeuer aus. Auf
die größtenteils negativen Reak-
tionen angesprochen meinte ein
Mitglied der Blue-Igloo-Gruppe,
dass „wir respektvoll bleiben wer-
den, denn eine bewaffnete Gesell-
schaft ist eine höfliche Gesell-
schaft“. Das demonstrative Tra-
genmilitärischerWaffen solle nur
zeigen, dass man „korrupte Poli-
tiker und ein korruptes System,
das uns davon abhält, unseren Le-
bensunterhalt zu verdienen“
nicht dulden werde.
Zwar ist unklar, wie viele der be-
waffneten Demonstranten tat-
sächlich privatenMilizen angehö-
ren, von denen es in den USA
nach Schätzungen der Bürger-

rechtsorganisation Southern Po-
verty Law Center mindestens 165
gibt. Experten glauben aber, dass
deren Einfluss größer ist, als all-
gemein angenommen wird. Jared
Yates Sexton, der ein Buch über
einen drohenden Aufstand in den
USA geschrieben hat, vermutet
bei vielen der Demonstranten po-
litische Motive. „Diese Milizen
nutzen gezielt politische Turbu-
lenzen aus, die zur Zeit fraglos ge-
geben sind, um Unruhe, Angst
und Unsicherheit zu verbreiten“,
sagt Sexton. Selbst wenn sie der-
zeit noch in der Minderheit sind,
sei es „letztendlich deren Ziel, das
System an den Pranger zu stellen
und ganze Regierungen zu stür-
zen“. Peter DeThier

PrivateMilizen
probenAufstand
USAWo ein Ende der Corona-Auflagen
gefordert wird, sind immer öfter bewaffnete
Demonstranten zu sehen.

Bewaffneter Demonstrant bei
der Demo „Michigan United for
Liberty“. Foto: Jeff Kowalsky/afp
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Die Vermessung der Frauen
Wissen Sie, ob Frauen öffentliche
Verkehrsmittel anders nutzen als
Männer? Ob Medikamente bei ihnen
anders wirken? Vermutlich nicht. Das
Erstaunliche ist: Wissenschaftler wis-
sen es auch nicht, denn es wird nur
selten systematisch erforscht. Von
dieser Datenlücke und ihrer Bedeu-
tung für unser Leben handelt „Un-
sichtbare Frauen“. Die britische Auto-
rin Caroline Criado-Perez beschreibt
darin, wie weitreichend die Datenlü-
cke ist, die dadurch entsteht, dass
Männer in den meisten Untersuchun-
gen unhinterfragt als stellvertretend
für die gesamte Menschheit betrach-

tet werden. Ob bei der Planung des
öffentlichen Nahverkehrs, Medika-
menten-Tests oder der Programmie-
rung von Algorithmen zur Stellenbe-
setzung: Die Autorin zeichnet nach,
wie die weibliche Hälfte der Mensch-
heit nur in wenigen Fällen mitgedacht
wird. Selbst da, wo Studien gleich vie-
le Männer und Frauen befragen – was
erstaunlich selten vorkommt – fehlt
häufig die Aufschlüsselung der Ergeb-
nisse nach Geschlechtern, so dass die
oft gravierenden Unterschiede nicht
sichtbar werden. Doch Criado-Perez
liefert auch Lösungsansätze. Zum Teil
sind sie so verblüffend einfach, dass

man sich fragt, warum das nicht
schon längst so gemacht wird. Zum
Beispiel beim Städtebau oder in der
Katastrophenhilfe würde es genügen,
sicherzustellen, dass auch Frauen bei
der Planung und der Erhebung von
Nutzerdaten und -bedürfnissen be-
fragt werden. Ulrike Sosalla

Caroline Criado-
Perez: Unsichtbare
Frauen: Wie eine von
Daten beherrschte
Welt die Hälfte der
Bevölkerung ignoriert.
btb. 496 S. 15 Euro.

Wir haben
Respekt, denn

eine bewaffnete
Gesellschaft ist eine
höfliche Gesellschaft.
Blue-Igloo-Gruppe
Private Miliz in North Carolina

W ir leben in aufge-
wühlten Zeiten.
Carsten Linnemann,
einer der stellvertre-

tenden Vorsitzenden der CDU/
CSU-Fraktion im Bundestag, for-
dert von den politischen Ent-
scheidungsträgern deshalb ein
Höchstmaß an Transparenz – und
sieht bestehende Defizite.

Wie erleben Sie die momentane Si-
tuation?
Carsten Linnemann: Ich bekomme
unglaublich viele Zuschriften und
Anrufe. Arbeitnehmer haben Fra-
gen zum Thema Kurzarbeit, Ar-
beitgeber rufen wegen der Kre-
dit- und Soforthilfeprogramme
an. Gleichzeitig fallen vor allem
am Wochenende sehr viele Ter-
mine weg. Ich sitze dann zwar
noch immer viel am Computer,
dennoch bleibt mehr Zeit, um
über den Tellerrand zu schauen.

Was sehen Sie dort?
Die Krise bietet auch die Chance,
uns von Bürokratie, Regulierung
und dem ganzen Ballast zu befrei-
en. Die Sozialpartner scheinen
nun offener dafür zu sein. Wir
könnten einen Digitalisierungs-
schub erleben, weil jetzt jeder er-
kannt haben sollte, wie wichtig
diese Technologien sind, und dass
da noch einiges im Argen liegt.

Wie bewerten Sie den Vorstoß von
Arbeitsminister Heil, ein Recht auf
Homeoffice gesetzlich zu verankern?

Dieser Vorschlag ist natürlich
Unsinn. Wir sehen doch jetzt,
dass Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer ein gemeinsames Interesse
daran haben, Homeoffice dort
möglich zu machen, wo es mög-
lich ist. Wir sollten ihnen mehr
vertrauen und nicht alles immer
wieder regulieren wollen.

Momentan nehmen Demonstratio-
nen gegen die Corona-Maßnahmen
zu, viele Menschen verlieren sich in
Verschwörungstheorien. Ist die Ge-
sellschaft gespalten?
Ich erlebe sie als sehr aufgewühlt
und auch als offener für Ver-
schwörungstheorien. Allein in
dieser Woche habe ich hunderte
Mails bekommen, in denen ich
aufgefordert werde, gegen eine
Zwangsimpfung zu stimmen, die
im Bundestag überhaupt kein
Thema ist. Es macht mich fas-
sungslos, wie schnell Fake News
um sich greifen können. Und ich
bin besorgt, dass solche Falsch-
meldungen inzwischen nicht nur
in Kreisen von Verschwörungs-
theoretikern und demokratie-
feindlichen Gruppierungen kur-
sieren, sondern auch unter nor-
malen Bürgern. Da ist Alarmstu-
fe Rot. Als Politiker müssen wir
fragen, was wir falsch gemacht
haben.

Was könnte das sein?
Die Politik muss den Menschen
mehr zutrauen, sie muss ihre Ent-
scheidungen transparent machen
und gut begründen. Und vor al-

lem dürfen wir die Debatte nicht
scheuen. Dass die offene Exit-De-
batte so spät geführt wurde, war
meiner Meinung nach ein Fehler.
Dadurch erst wurde dasMisstrau-
en gesät, das Verschwörungsthe-
oretikern jetzt in die Hände spielt.

Ist das vergleichbarmit der Situati-
on von 2015?
Den Vergleich mit der Flücht-
lingskrise halte ich für verfrüht.
Die Lehre aus 2015 muss aber
sein, dass man solche Entwick-
lungen nicht unterschätzen und
nicht einfach laufen lassen darf.

Die Politik muss sich jetzt damit
beschäftigen.

Sollten Konjunkturpakete nachhalti-
ge Technologien fördern?
Ich würde lieber darüber reden,
wie wir Deutschland strukturell
nach vorne bringen. Wir sehen ja
derzeit beispielsweise, woran die
Digitalisierung in Deutschland
nach wie vor scheitert: Viele
Menschen würden gerne Home-
office machen, haben aber kein
schnelles Internet. Schulen sind
nicht in der Lage, sich digital zu
organisieren, sozial schwache
Schüler haben keine technische
Ausrüstung. Hier anzusetzen, das
wäre die richtige Antwort, und
nicht diese alten Zöpfe wie etwa
die Abwrackprämie, die mo-
mentan wieder herausgeholt
werden.

Bekommenwir nach der Krise eine
Verteilungsdebatte?
Hauptthema der nächsten Bun-
destagswahl wird sein, wer die
Rechnung dieser Krise bezahlt.
Ich kann nur davor warnen, den
Mittelständlern oder Handwer-
kern, die es am Ende unter enor-
men psychischen und finanziel-
len Belastungen gerade so durch
die Krise geschafft haben, dann
auch noch eine Vermögensteuer
aufzubürden. Das wäre ein schwe-
rer Rucksack, mit dem sie nicht
wieder hochkommen würden.
Was wir brauchen, ist eine Steu-
erreform, die die unteren Ein-
kommen entlastet.

„Die Politikmuss den
Menschenmehr zutrauen“
Pandemie Der CDU-Politiker Carsten Linnemann sieht in der Bewältigung der Corona-Krise
eine Chance, dass das Land sich neu aufstellt. Von Igor Steinle

Zur Person
Carsten Linne-
mann (42) meldet
sich regelmäßig mit
kritischen, manch-
mal auch provozie-
renden Beiträgen zu
Wort – und das

nicht nur zu seinem Herzensthema
Wirtschaft. Zuletzt hat er ein Buch mit
dem Titel „Der politische Islam gehört
nicht zu Deutschland“ veröffentlicht.
Der promovierte Volkswirt sitzt seit
2009 im Bundestag. Seinen Wahlkreis
Paderborn hat er dreimal direkt ge-
wonnen. Er ist Vorsitzender der Mittel-
stands- und Wirtschaftsunion (MIT)
und einer der Vize-Vorsitzenden der
Unionsfraktion im Bundestag. In der
Eurokrise stimmte er gegen die Ret-
tungspakete für Griechenland.

Mehr Transparenz, mehr Bürgerbeteiligung: Die Corona-Krise bietet auch Chancen. Foto: Peter Kneffel/dpa

Israel
Asselborn zieht
Krim-Vergleich
Brüssel. Der luxemburgische Au-
ßenminister Jean Asselborn hat
sich in der EU für eine scharfe
Verurteilung von Israels Plänen
zur Annexion von besetzten Pa-
lästinensergebieten ausgespro-
chen: „Wenn man ein Territori-
um annektiert, das einem nicht
gehört, dann ist das ein schwer-
wiegender Verstoß, eine Verlet-
zung des internationalen Rechts.“
Das habe man in der EU auch so
gesehen, als Russland 2014 die uk-
rainische Halbinsel Krim annek-
tierte. dpa
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